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GLEICHSTELLUNG UND UMWELTSCHUTZ IM FOKUS 
 
Die SP-Grossratsfraktion bereitete sich an der letzten Fraktionssitzung auf die kommende 
Oktobersession vor. In der kommenden Oktobersession steht für die SP Graubünden der 
SP-Fraktionsauftrag von Sandra Locher Benguerel für eine Gleichstellungsoffensive und die 
Forderung nach mehr Umweltschutz bei der Teilrevision des Umweltschutzgesetzes im 
Zentrum. 
 
Die Regierung ist bereit, den SP-Fraktionsauftrag für einen Aktionsplan Gleichstellung 
entgegenzunehmen. Allerdings will die Regierung den Aktionsplan Gleichstellung vorerst auf 
die Verwaltung beschränken und die Wirtschaft nicht in die Pflicht nehmen. Diese Haltung 
bedauert die SP-Grossratsfraktion. Allerdings ist sie - im Lichte der bisherigen, konservativen 
Gleichstellungspolitik des Kantons - wenig überraschend. Gerade deshalb wäre die Annahme 
des SP-Fraktionsauftrages im Sinne der Regierung durchaus ein Meilenstein für die 
Gleichstellung in Graubünden. Denn es ist endlich an der Zeit, dass Graubünden in der 
Gleichstellungsfrage einen Schritt vorwärts macht. 
 
Weiter steht in der kommenden Oktobersession eine Teilrevision des Umweltschutzgesetzes 
an. Die SP-Fraktion begrüsst diese Teilrevision, ist es doch unverständlich, weshalb die 
meisten Gemeinden bis heute die Sanierung/Rückbau von Schiessanlagen mit 
umweltschädlichen Altlasten (z.B. Blei) nicht vorangetrieben haben, obwohl der Bund 
grosszügige Beiträge dafür spricht. Unverständlich ist für die SP Graubünden allerdings, 
weshalb die grossrätliche Kommission und die Regierung eine Rückbaupflicht für 
Schiessanlagen, die die neuen Standards bis 31.12.2021 nicht erfüllen, abgelehnt hat. Die SP 
wird sich für diese Rückbaupflicht stark machen, geht es doch darum, dass Schiessanlagen, 
die die Umwelt stark belasten, nicht einfach bestehen bleiben. 
 
 
Weitere Auskünfte: 
 
o Sandra Locher Benguerel, Vize-Fraktionspräsidentin, 079 658 13 53 
o Conradin Caviezel, Fraktionspräsident, 078 808 58 50 
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